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Beschlüsse: 
 
21.10.2013 Stadtvertretung 

044/StV/2013 44. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der 
Stadtvertretung 

 
 
Beschluss: 
 
Die Oberbürgermeisterin wird aufgefordert, künftig alle haushaltsrelevanten 
Beschlussvorschläge der Verwaltung um folgende Passagen innerhalb des Abschnitts zu 
finanziellen Auswirkungen(Punkt 6.) zu ergänzen: 
 
a) Handelt es sich um eine kommunale Pflichtaufgabe: ja/nein 
 
b) Ist der Beschlussgegenstand aus anderen Gründen von übergeordnetem Stadtinteresse 
    und rechtfertigt zusätzliche Ausgaben: 
 
c) Welche Deckung durch Einsparung in anderen Haushaltsbereichen / Produkten wird 
    angeboten: 
 
d) Bei investiven Maßnahmen bzw. Vergabe von Leistungen (z. B. Mieten): 
 

• Nachweis der Unabweisbarkeit – zum Beispiel technische Gutachten mit baulichen 
  Alternativmaßnahmen sowie Vorlage von Kaufangeboten bei geplanter Aufgabe 

              von als Aktiva geführten Gebäuden und Anlagen: 
 

• Betrachtung auch künftiger Nutzungen bei veränderten Bedarfssituationen     
  (Schulneubauten) sowie Vorlage der Bedarfsberechnungen: 
 
• Welche Beiträge leistet der Beschlussgegenstand für das Vermögen der Stadt 

              (Wirtschaftlichkeitsbetrachtung im Sinne des § 9 GemHVO-Doppik): 
 

• Grundsätzliche Darstellung von alternativen Angeboten und    
  Ausschreibungsergebnissen: 

 
e) Welche Beiträge leistet der Beschlussgegenstand für die Sanierung des aktuellen 
    Haushaltes (inklusive konkreter Nachweis ergebnis- oder liquiditätsverbessernder 

Beschlüsse 
  
zur Drucksachennummer  
 

01516/2013 

 

 

Anpassung Form und Inhalt von Beschlussvorlagen der Stadtvertretung 
 



  
 

 

    Maßnahmen und Beiträge für Senkung von Kosten, z. B. Betriebskosten mit 
Berechnungen 
    sowie entsprechende Alternativbetrachtungen): 
 
f) Welche Beiträge leistet der Beschlussgegenstand für die Sanierung künftiger Haushalte 
   (siehe Klammerbezug Punkt e): 
 
Haushaltsrelevante Vorlagen ohne entsprechende Aussagen werden künftig aufgrund von 
Formfehlern nicht zur Behandlung durch die Stadtvertretung angenommen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
mehrheitlich bei 10 Gegenstimmen und einer Stimmenthaltung beschlossen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


